
 

Hauptsatzung der Stadt Ibbenbüren 

vom  5. Juli 2021 *             

Präambel 

Aufgrund von § 7 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 

NW 1994, S. 666 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 

(GV. NRW S. 916) hat der Rat der Stadt Ibbenbüren am 29. April 2021 mit Mehrheit der ge-

setzlichen Anzahl der Mitglieder des Rates – betreffend der Regelung des § 9 Abs. 5 mit der 

erforderlichen zwei Drittel Mehrheit – die folgende Hauptsatzung beschlossen: 

 

§ 1 

Gebiet 

Die Stadt Ibbenbüren liegt im Kreis Steinfurt und umfasst ein Gebiet von 108 qkm. 

 

§ 2 

Wappen, Flagge, Siegel 

(1) Der Stadt ist mit Urkunde des Regierungspräsidenten Münster vom 10.02.1977 das Recht 

zur Führung eines Wappens verliehen worden. Beschreibung des Wappens: In blauem, 

gold (gelb) bordiertem Schild ein aufrechter goldener (gelber) Anker. 

(2) Der Stadt ist ferner mit Urkunde des Regierungspräsidenten vom 10.02.1977 das Recht 

zur Führung einer Flagge verliehen worden. Beschreibung der Flagge: Von Blau zu Gelb 

im Verhältnis 1:1 längsgestreift mit dem etwas nach außen versetzten Wappenschild der 

Stadt. 

(3) Die Stadt führt ein Dienstsiegel mit dem Stadtwappen. Es zeigt den Wappenschild der 

Stadt und führt im Siegelrund in Großbuchstaben die Umschrift STADT IBBENBÜREN. 

 

§ 3 

Gleichstellung von Frau und Mann 

(1) Der Bürgermeister/Die Bürgermeisterin bestellt eine hauptamtlich tätige Gleichstellungsbe-

auftragte zur Wahrnehmung des Aufgabenbereiches der §§ 17, 18, 19 Abs. 1 des Geset-

zes zur Gleichstellung von Frauen und Männern für das Land Nordrhein-Westfalen (Lan-

desgleichstellungsgesetz – LGG) und § 5 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen (GO NRW). 

                                                
*) In der Fassung der 3. Änderung vom 15. Februar 2024  

https://www.ibbenbueren.de/media/custom/3030_6786_1.PDF?1708068408


 
 

 
 

(2) Der Bürgermeister/Die Bürgermeisterin bestellt eine Stellvertreterin der Gleichstellungsbe-

auftragten. 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben und Maßnahmen der Gemeinde 

mit, die die Belange von Frauen berühren oder Auswirkungen auf die Gleichberechtigung 

von Frau und Mann und die Anerkennung ihrer gleichberechtigten Stellung in der Gesell-

schaft haben. Dies sind insbesondere soziale, organisatorische und personelle Maßnah-

men, einschließlich Stellenausschreibungen, Auswahlverfahren und Vorstellungsgesprä-

che; die Gleichstellungsbeauftragte wirkt insbesondere bei der Aufstellung und Änderung 

des Gleichstellungsplans sowie bei der Erstellung des Berichts über die Umsetzung des 

Gleichstellungsplans mit. 

(4) Der Bürgermeister/Die Bürgermeisterin unterrichtet die Gleichstellungsbeauftragte über 

geplante Maßnahmen, die ihren Aufgabenbereich (Abs. 3) betreffen, rechtzeitig und um-

fassend. 

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann, soweit Beratungsgegenstände ihres Aufgabenberei-

ches behandelt werden, an Sitzungen des Verwaltungsvorstandes, des Rates und seiner 

Ausschüsse teilnehmen. Ihr ist auf Wunsch das Wort zu erteilen. Sie kann die Öffentlich-

keit über Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches unterrichten. Hierüber ist der Bürger-

meister/die Bürgermeisterin vorab zu informieren. Die Entscheidung, ob ein Beratungsge-

genstand eine Angelegenheit des Aufgabenbereiches der Gleichstellungsbeauftragten ist, 

obliegt dem Bürgermeister/der Bürgermeisterin bzw. bei Ausschusssitzungen dem Aus-

schussvorsitzenden/der Ausschussvorsitzenden. 

(6) Die Vorlagen und Vorinformationen zu Beratungsgegenständen, die den übrigen Rats- 

bzw. Ausschussmitgliedern zugesandt werden, sind spätestens gleichzeitig auch der 

Gleichstellungsbeauftragten zuzuleiten, sofern Angelegenheiten ihres Aufgabenbe-

reichs in Frage stehen. 

(7) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenheiten, die ihren Aufgabenbereich be-

rühren, den Beschlussvorlagen des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin widersprechen; 

in diesem Fall hat der Bürgermeister/die Bürgermeisterin den Rat zu Beginn der Bera-

tung auf den Widerspruch und seine wesentlichen Gründe hinzuweisen. 

 

§ 4 

Unterrichtung der Einwohner/Einwohnerinnen 

(1) Der Rat hat die Einwohner und Einwohnerinnen über allgemein bedeutsame Angelegen-

heiten der Stadt zu unterrichten. Die Unterrichtung hat möglichst frühzeitig zu erfolgen. 

Über die Art und Weise der Unterrichtung (z. B. Hinweis in der örtlichen Presse, öffentliche 

Anschläge, schriftliche Unterrichtung aller Haushalte, Durchführung besonderer Informati-

onsveranstaltungen, Abhaltung von Einwohnerversammlungen) entscheidet der Rat von 

Fall zu Fall. 

(2) Eine Einwohnerversammlung soll insbesondere stattfinden, wenn es sich um Planungen 

oder Vorhaben der Stadt handelt, die die strukturelle Entwicklung der Stadt unmittelbar 

und nachhaltig beeinflussen oder die mit erheblichen Auswirkungen für eine Vielzahl von 



 
 

 
 

Einwohnern/Einwohnerinnen verbunden sind. Die Einwohnerversammlung kann auf Teile 

des Stadtgebietes beschränkt werden. 

(3) Hat der Rat die Durchführung einer Einwohnerversammlung beschlossen, so setzt der 

Bürgermeister/die Bürgermeisterin Zeit und Ort der Versammlung fest und lädt alle Ein-

wohner/Einwohnerinnen durch öffentliche Bekanntmachung ein. Die in der Geschäftsord-

nung für die Einberufung des Rates festgelegten Ladungsfristen gelten entsprechend. Der 

Bürgermeister/Die Bürgermeisterin führt den Vorsitz in der Versammlung. Zu Beginn der 

Versammlung unterrichtet der Bürgermeister/die Bürgermeisterin die Einwohner/Einwoh-

nerinnen über Grundlagen, Ziele, Zwecke und Auswirkungen der Planung bzw. des Vorha-

bens. Anschließend haben die Einwohner/Einwohnerinnen Gelegenheit, sich zu den Aus-

führungen zu äußern und sie mit den vom Rat zu bestimmenden Ratsmitgliedern aller 

Fraktionen und dem Bürgermeister/der Bürgermeisterin zu erörtern. Eine Beschlussfas-

sung findet nicht statt. Der Rat ist über das Ergebnis der Einwohnerversammlung in seiner 

nächsten Sitzung zu unterrichten. 

(4) Die dem Bürgermeister/der Bürgermeisterin aufgrund der Geschäftsordnung obliegende 

Unterrichtungspflicht bleibt unberührt. 

(5) Hiervon ausgenommen sind die Anliegerversammlungen 

a) im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligungen nach den Vorschriften des Baugesetzbu-

ches (BauGB) für Bauleitpläne 

b) im Rahmen der Durchführung von Straßenbaumaßnahmen und der Erhebung von Er-

schließungsbeiträgen nach den Vorschriften des BauGB oder der Erhebung von Stra-

ßenausbaubeiträgen nach den Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes für das 

Land Nordrhein-Westfalen (KAG). 

 

§ 5 

Anregungen und Beschwerden 

(1) Für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden gemäß § 24 GO NRW bestimmt der 

Rat den Haupt- und Finanzausschuss. Dieser prüft die Anregungen und Beschwerden und 

überweist sie an die zur Entscheidung berechtigte Stelle. Bei der Überweisung kann er 

Empfehlungen aussprechen, an die die zur Entscheidung berechtigte Stelle nicht gebun-

den ist. 

(2) Anregungen und Beschwerden, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt Ibbenbüren fal-

len, sind von dem Bürgermeister/der Bürgermeisterin an die zuständige Stelle weiterzulei-

ten. Der Antragsteller/Die Antragstellerin ist hierüber zu unterrichten. 

(3) Eingaben, die weder Anregungen oder Beschwerden zum Inhalt haben (z.B. Fragen, Er-

klärungen, Ansichten etc.), sind ohne Beratung von dem Bürgermeister/der Bürgermeiste-

rin zurückzugeben. 

(4) Das Recht des Rates, die Entscheidung einer Angelegenheit, die den Gegenstand einer 

Anregung oder Beschwerde bildet, an sich zu ziehen (§ 41 Abs. 2, 3 GO), bleibt unberührt.  

(5) Dem Antragsteller/Der Antragstellerin kann aufgegeben werden, Anregungen oder Be-

schwerden in der für eine ordnungsgemäße Beratung erforderliche Anzahl einzureichen. 

Die Beratung kann in diesen Fällen bis zur Einreichung der notwendigen Unterlagen aus-

gesetzt werden.  



 
 

 
 

(6) Von einer Prüfung von Anregungen und Beschwerden soll abgesehen werden, wenn  

a) der Inhalt einen Straftatbestand erfüllt, 

b) gegenüber bereits geprüften Anregungen oder Beschwerden kein neues Sachvorbrin-

gen vorliegt. 

(7) Der Antragsteller/Die Antragstellerin ist über die Stellungnahme des nach Abs. 1 zuständi-

gen Haupt- und Finanzausschusses durch den Bürgermeister/die Bürgermeisterin zu un-

terrichten. 

 

§ 6 

Bezeichnung des Rates und der Ratsmitglieder 

(1) Der Rat führt die Bezeichnung ”Rat der Stadt Ibbenbüren”. 

(2) Die Mitglieder des Rates führen die Bezeichnung „Ratsfrau/Ratsherr“, in der Mehrzahl die 

Bezeichnung „Ratsmitglieder“. 

 

§ 7 

Dringlichkeitsentscheidungen 

Eilentscheidungen des Hauptausschusses oder Dringlichkeitsentscheidungen des Bürger-

meisters/der Bürgermeisterin mit einem Ratsmitglied (§ 60 Abs. 1 GO NRW) bedürfen der 

Schriftform. 

 

§ 8 

Ausschüsse 

(1) Der Rat beschließt, welche Ausschüsse außer den in der Gemeindeordnung oder in ande-

ren gesetzlichen Vorschriften vorgeschriebenen Ausschüssen gebildet werden. 

Die Zahl der Ausschussmitglieder soll ungerade sein. 

(2) Die entscheidungsbefugten Ausschüsse werden ermächtigt, in Angelegenheiten ihres Auf-

gabenbereiches die Entscheidungen dem Bürgermeister/der Bürgermeisterin zu übertra-

gen.  

(3) Der Rat kann sich für einen bestimmten Kreis von Geschäften oder für einen Einzelfall die 

Entscheidung vorbehalten.  

(4) Der Rat kann für die Arbeit der Ausschüsse allgemeine Richtlinien aufstellen. 

 

 

§ 9  

Aufwandsentschädigung, Verdienstausfallersatz 



 
 

 
 

(1) Die Mitglieder des Rates erhalten eine Aufwandsentschädigung in Form eines monatlichen 

Pauschalbetrages nach Maßgabe der Verordnung über die Entschädigung der Mitglieder 

kommunaler Vertretungen und Ausschüsse (Entschädigungsverordnung – EntschVO). 

(2) Sachkundige Bürger/Bürgerinnen und sachkundige Einwohner/Einwohnerinnen erhalten 

für die Teilnahme an Ausschuss- und Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld nach Maßgabe 

der EntschVO. Dies gilt unabhängig vom Eintritt des Vertretungsfalles auch für die Teil-

nahme an Fraktionssitzungen als stellvertretendes Ausschussmitglied. Die Anzahl der 

Fraktionssitzungen, für die das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird auf 30 Sitzungen im Jahr 

beschränkt. Als Sitzungsform für Fraktionssitzungen sind auch Online-Fraktionssitzungen 

zugelassen.  

(3) Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls, der 

ihnen durch die Mandatsausübung entsteht, soweit sie während der Arbeitszeit erforderlich 

ist. Der Verdienstausfall wird für jede angefangene Stunde der versäumten Arbeitszeit be-

rechnet, wobei die letzte angefangene Stunde spitz zu rechnen ist. Der Anspruch besteht 

auch für maximal 8 Arbeitstage je Wahlperiode im Falle der Teilnahme an kommunalpoliti-

schen Bildungsveranstaltungen, die der Mandatsausübung förderlich sind. Der Anspruch 

wird wie folgt abgegolten: 

a) Alle Rats-und Ausschussmitglieder erhalten einen Regelstundensatz, es sei denn, 

dass sie ersichtlich keine finanziellen Nachteile erlitten haben. Der Regelstundensatz 

wird durch die Entschädigungsverordnung festgesetzt. 

b) Unselbstständigen wird im Einzelfall der den Regelstundensatz übersteigende Ver-

dienstausfall gegen entsprechenden Nachweis, z. B. durch Vorlage einer Bescheini-

gung des Arbeitgebers, ersetzt. 

c) Selbstständige können eine besondere Verdienstausfallpauschale je Stunde erhalten, 

sofern sie einen den Regelstundensatz übersteigenden Verdienstausfall glaubhaft ma-

chen. Die Glaubhaftmachung erfolgt durch eine schriftliche Erklärung über die Höhe 

des Einkommens, in der die Richtigkeit der gemachten Angaben versichert wird. 

d) Personen, die nicht oder weniger als 20 Stunden pro Woche erwerbstätig sind, jedoch 

einen Haushalt von mindestens zwei Personen, wovon eine Person ein pflege- oder 

betreuungsbedürftiger Angehöriger ist, oder einen Haushalt von mindestens drei Per-

sonen führen, erhalten anstelle des Verdienstausfalls eine Entschädigung in Form ei-

nes Stundenpauschalsatzes. Aufwendungen für die entgeltliche Betreuung von pflege- 

oder betreuungsbedürftigen Angehörigen während der Ausübung des Mandats werden 

erstattet. 

e) In keinem Fall darf der Verdienstausfallersatz den in der Entschädigungsverordnung 

festgesetzten Höchstbetrag überschreiten. 

(4) Stellvertretende Bürgermeister/Bürgermeisterinnen nach § 67 Abs. 1 GO NRW und Frakti-

onsvorsitzende – bei Fraktionen mit mindestens acht Mitgliedern auch ein stellvertretender 

Vorsitzender/eine stellvertretende Vorsitzende, mit mindestens 16 Mitgliedern auch 2 stell-

vertretende Vorsitzende und mit mindestens 24 Mitgliedern auch 3 stellvertretende Vorsit-

zende – erhalten neben den Entschädigungen, die den Ratsmitgliedern nach § 45 GO 

NRW zustehen, eine Aufwandsentschädigung nach § 46 GO NRW i. V. m. der EntschVO. 

(5) Von der Regelung, wonach Vorsitzende von Ausschüssen des Rates grundsätzlich eine 

zusätzliche Aufwandsentschädigung nach § 46 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GO NRW i.V.m. § 5 



 
 

 
 

Abs. 5 Satz 1 EntschVO erhalten, werden gemäß § 46 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 GO NRW fol-

gende weitere Ausschüsse ausgenommen: 

a) Wahlprüfungsausschuss 

b) Wahlausschuss 

c) Haupt- und Finanzausschuss 

d) Rechnungsprüfungsausschuss 

e) Bau- und Infrastrukturausschuss 

f) Planungs- und Umweltausschuss 

g) Betriebsausschuss 

h) Schulausschuss 

i) Sportausschuss 

j) Sozialausschuss 

k) Jugendhilfeausschuss 

l) Kulturausschuss 

m) Erweiterter Kulturausschuss 

 

(6) Gremienmitglieder im Sinne des § 113 Abs. 1 GO NRW haben Anspruch auf Erstattung 

von Kosten für Fortbildungsmaßnahmen, die dem Erwerb der erforderlichen Sachkunde 

oder der Wahrnehmung ihrer Gremienaufgaben dienlich sind. Dies gilt nur, wenn die Ge-

meinde der Kostenübernahme vorab zustimmt. 

§10 

Genehmigung von Rechtsgeschäften 

(1) Verträge der Stadt mit Mitgliedern des Rates oder der Ausschüsse sowie mit dem Bürger-

meister/der Bürgermeisterin und den leitenden Dienstkräften der Stadt bedürfen der Ge-

nehmigung des Rates. 

(2) Keiner Genehmigung bedürfen: 

a) Verträge, die auf der Grundlage feststehender Tarife abgeschlossen werden 

b) Verträge, denen der zuständige Ausschuss auf der Grundlage einer von der Stadt vor-

genommenen Ausschreibung zugestimmt hat, 

c) Verträge, deren Abschluss ein Geschäft der laufenden Verwaltung (§ 41 Abs. 3 GO) 

darstellt. 

(3) Leitende Dienstkräfte i. S. dieser Vorschrift sind der Bürgermeister/die Bürgermeisterin, die 

Mitglieder des Verwaltungsvorstandes sowie die gem. § 68 Abs. 3 Satz 1 GO mit der auf-

tragsweisen Erledigung bestimmter Angelegenheiten betrauten Bediensteten. 

 

§ 11 

Bürgermeister/Bürgermeisterin 

Geschäfte der laufenden Verwaltung gelten im Namen des Rates als auf den Bürgermeis-

ter/die Bürgermeisterin übertragen, soweit nicht der Rat sich oder einem Ausschuss für einen 



 
 

 
 

bestimmten Kreis von Geschäften oder für einen Einzelfall die Entscheidung vorbehält. Nä-

here Einzelheiten sind in der Zuständigkeitsregelung für den Rat und die Ausschüsse der 

Stadt Ibbenbüren festgelegt.  

Im Übrigen hat der Bürgermeister/die Bürgermeisterin nach pflichtgemäßem Ermessen dar-

über zu entscheiden, welche Angelegenheiten als Geschäfte der laufenden Verwaltung anzu-

sehen sind. 

 

§ 12 

Beigeordnete 

Es werden zwei hauptamtliche Beigeordnete gewählt. Einer/Eine der Beigeordneten wird 

durch Beschluss des Rates zum allgemeinen Vertreter/ zur allgemeinen Vertreterin des Bür-

germeisters/ der Bürgermeisterin bestellt. Er/Sie führt die Amtsbezeichnung „Erster Beigeord-

neter/Erste Beigeordnete“. 

 

§ 13 

Öffentliche Bekanntmachungen 

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt Ibbenbüren, die durch Rechtsvorschrift vorge-

schrieben sind, werden vollzogen durch Bereitstellung im Internet unter www.ibbenbue-

ren.de, soweit gesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist. Nachrichtlich wird auf die er-

folgte Bereitstellung und die Internetadresse in der „Ibbenbürener Volkszeitung“ hingewie-

sen. Soweit gesetzlich etwas anderes bestimmt ist, werden öffentliche Bekanntmachungen 

durch Abdruck in der „Ibbenbürener Volkszeitung“ vollzogen.  

(2) Ist eine öffentliche Bekanntmachung in der durch Abs. 1 festgelegten Form infolge höherer 

Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so erfolgt die Bekanntma-

chung ersatzweise durch Aushang an der Bekanntmachungstafel am Rathaus der Stadt 

Ibbenbüren, Alte Münsterstraße 16. Ist der Hinderungsgrund entfallen, wird die öffentliche 

Bekanntmachung nach Abs. 1 unverzüglich nachgeholt. 

 

§ 14 

Zuständigkeit für dienstrechtliche Entscheidungen 

(1) Die Zuständigkeit für die Entscheidung über Widersprüche der Beamtinnen und Beamten, 

Ruhestandsbeamtinnen und –beamten, früheren Beamtinnen und Beamten und Hinterblie-

benen gegen Verwaltungsakte der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters, die das Be-

amtenverhältnis betreffen, wird auf die Bürgermeisterin/den Bürgermeister übertragen. 

(2) Die Zuständigkeiten der Obersten Dienstbehörde auf dem Gebiet des Beamtenversor-

gungs-, Beihilfe-und des Besoldungsrechts werden, soweit eine Delegation gesetzlich nicht 

ausgeschlossen ist, wie folgt übertragen: 

http://www.ibbenbueren.de/
http://www.ibbenbueren.de/


 
 

 
 

a) auf dem Gebiet des Beamtenversorgungs-und Beihilferechts auf die Kommunalen Ver-

sorgungskassen Westfalen Lippe 

b) auf dem Gebiet des Besoldungsrechts auf die Bürgermeisterin/den Bürgermeister. 

 

§ 15 

Inkrafttreten 

Die 3. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Ibbenbüren vom 5. Juli 2021 tritt am 

Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 

 

 

Die Bekanntmachung der vorstehenden Satzung ist gem. § 13 der Hauptsatzung der Stadt Ib-

benbüren am 10. Juli 2021 erfolgt. 

 

Die Bekanntmachung der Änderungssatzung erfolgte am: 

 veröffentlicht:   Inkraft getreten: 
 

1. Änderung vom 4. Okt. 2021 9. Okt. 2021   10. Okt. 2021 

 

2. Änderung vom 16. Febr. 2022 26. Febr. 2022   27. Febr. 2022 

3. Änderung vom 15. Febr. 2024 17. Febr. 2024   18. Febr. 2024  


